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576 Eeichgebührenordnung 
nebſt Anordnung betreffend die Nacheichungs⸗ und Berichtigungsgebühren. Vom 29. 10. 1923. 


Auf Grund des 8 9, Abſatz 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
vom 20. Oktober 1923 — Geſetzblatt Seite 1067 — werden unter Aufhebung der Verordnung vom 
29. 9. 1923 — Staatsanzeiger Nr. 76 Seite 692 — die Eichgebühren wie folgt feſtgeſetzt. 


Gebührenordnung. 
§ 1. 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtim mungen. 

1. Zu den im zweiten Abſchnitt feſtgeſetzten Eichgebühren werden für Neueichungen, die in der 
Amtsſtelle ausgeführt werden, noch folgende Zuſchläge erhoben: 

a) für Faßeichungen 50%, * 

b) für Gewichtseichungen 100 %. 

Ferner wird bei Neu- und Nacheichungen von Gasmeſſern außerhalb der Amtsſtelle ein 
Zuſchlag von 10%, bei allen anderen Meßgeräten außerhalb der Amtsſtelle ein Zuſchlag von 50 % 
erhoben. Als Zuſchlag iſt mindeſtens der Betrag von 6,00 Gulden für jeden beanſpruchten 
Beamten und für jeden angefangenen Tag zu entrichten. Wird ein Beamter von mehreren 
Antragſtellern an einem Tage für mehrere getrennt liegende Betriebsſtellen beanſprucht, ſo iſt der 
Mindeſtbetrag für jede Betriebsſtelle beſonders in Anſatz zu bringen. 

2. Erweiſt ſich ein Meßgerät ſchon bei der äußerlichen Beſichtigung als unzuläſſig, ſo werden bei der 
Vorlegung an der Amtsſtelle nur die Hälfte der Gebühren erhoben. : 

3. Für das Aufbringen einer vorgeſchriebenen Bezeichnung wird eine Gebühr von 0,10 Gulden 
erhoben. Werden auf ein Meßgerät mehrere Bezeichnungen aufgebracht, ſo ſind für jede weitere 
Bezeichnung 0,10 Gulden zu berechnen. 

4. Kann außerhalb der Amtsſtelle eine Neueichung oder Prüfung ohne Stempelung von den in 
Anſpruch genommenen Eichbeamten nicht ausgeführt werden, weil der vorgelegte Gegenſtand ſich 
ſchon bei der äußerlichen Beſichtigung als unzuläſſig erweiſt, oder die in. der Eichordnung 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 9. 11. 1923). 
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3 vorgeſchriebenen Vorbereitungen (Herrichten und Reinigung des Meßgeräts, Bereitſtellung von 
Er Eichmitteln und Arbeitshilfe) verabſäumt find, oder den Beteiligten ſonſt ein Verſchulden zur Laſt 
* fällt, jo find die halben Gebühren ſowie Zuſchläge nach Maßgabe des § 1, Abſ. 1 in Anſatz zu 
a = bringen. Bei mehreren Gegenſtänden find die Gebühren und Zuſchläge nur für denjenigen 
PR = Gegenſtand zu berechnen, für welchen die höchſten Gebühren feſtgeſetzt find, Mindeſtens find 
1 6,00 Gulden zu berechnen. 
Ei: 5. Bei allen außerhalb der Amtsſtelle ftattfindenden Eichungen oder Prüfungen ohne Stempelung 
5 ſowie in den unter § 1 Abſatz 4 bezeichneten Fällen tragen die Gebührenpflichtigen die aus der 
Be Hin⸗ und Rückbeförderung der Normale und Prüfungsmittel entjtehenden Koſten. Auch tragen 
fie die Fuhrkoſten für die Hin⸗ und Rückreiſe der Eichbeamten auf dem Land- und Waſſerwege, 
- wenn der Prüfungsort von der Amtsſtelle oder von der für die Reiſe in Betracht kommenden 


: N f nächſten Eiſenbahnhalte⸗ oder Schiffsanlegeſtelle mindeſtens 2 km entfernt find. 
Br 6. Die Summe der berechneten Gebühren und Zuſchläge ift nach oben auf volle 10 Pfennige abzurunden. 
* N | Zweiter Abſchnitt. 6 

Bes Eichgebühren. 


I. Längenmaße, Dickenmaße und Flächen maße. 


ei. A. 1 und Bandmaße. 
3 1. Maßſtäbe aus Metall 


8 /// en 0.60 Gulden 
* Keese N N 8 0.90 „ 
* 2. Maßſtäbe aus anderem Material 
. bon 1 Meter und engen 00° „ 
Es von 2 Metern F . 0.40 „ 

Fe, ff... A ee ya 0.70 „ 
3 3. Bandmaße ö 
Be, von 10 Metern uu wenigen?‚?‚d iwlr er 050 „ 

länge 8 080 „ 
4. Präzise ee „ 
B. Dickenmaße (Kluppmaße). g 
1. Kluppmaße aus Metall, Buchsbaumholz, Elfenbein, Knochen uſw. 
von 1 Meter und wenigenrnrrur 3 0.70 Gulden 
Biere „ 1— „ 
2. Kluppmaße aus Holz, außer Buchsbaumholz x. 
don 1 Meter und enge 8 0.40 „ 
))õõͤãĩ6ò7L ß ĩðͤ . RE sr 0.50 


Die obigen Gebühren gelten für Maßſtäbe, Bandmaße und Kluppmaße mit nur einer 
Geſamtlänge und Einteilung. Bei mehreren Geſamtlängen und Einteilungen (auch wenn ſie ſich auf 
verſchiedenen Seiten der Maße befinden) ſind die doppelten Gebühren zu erheben. 

5 C. Flächenmaße (Planimeter). 
ieee ↄ nen ee ehe ne ae ee 12.— Gulden 
II. Flüſſigkeitsmaße und Meßwerkzeuge für Flüſſigkeiten. 
A. Flüſſigkeitsmaße. 


ern eee tr re N Bu, 0.10 Gulden 
NO a ee T * 0.20 1 

m: 1 ( ndnd re S 0.40 5 
„ü M ai a ˙ x y a a 1 — 5 


größere r „ 


. 


> . . Meßwertzenge für Säffigfeiten 
| 9 Meß werkzeuge ohne Einteilung nnd Meßwerkzeuge mit ungleichartiger Einteilung ; 
von OB Ster u Wenger en ren 0.60 Gulden 
ELSE DU. Dr ne an a re 2 00 „ 
CC FC 120 
geen 8 2.00.23 
p) Meßwerkzeuge mit gleichartiger e in ee 
von % ier und wenige a ep TE 070: 5 
O5 und 1 Lier :ar „7 er TE 1 
S S ee Er WE 250 „ 
ER SE Fd . 4.80 „ 
„ 0 ⁵ĩ ͤ ß ˙¼—C?6 CCC 9.60 „ 
c) Milchmaße 5 
von e ter und wenſg err a TEE 122 
von mehr als 20 Liter bis einſchl. 50 Liter (. K 280 45 
. ¾˙ . . EN 2.50 „ 
8 : III. Fäſſer. 
a) Raumgehaltsermittlung 5 
Fäſſer von 110 Liter und wenigen 8 . 0.30 5 
Jäſſer von mehr als 110 Liter bis einſchl. 150 LiteeeeeeeeXXnXnn. D 
5 SJ ̃ ...... ß 0509 „ 
6 n ee Dean Tre ara 00727 
J SE ee 2 
JJ ͤ ̃ᷣK„—vàr ͥ MH ERTEILEN ER 0.9 „ 
JJ A er 
von weht als "600 Liter für jede volle oder angefangene Stufe von 100 Liter 0.20 „ 
b) Tara⸗Ermittlungen a 
N EEE ET ER RE 0.40 
c) erfolgt die Eichung oder Prüfung ohne Stempelung im Eichamt, ſo wird für die Arbeitshilſe 
und verwendetes Material ein Zuſchlag von 50% der nach a) oder a und b) ſich ergebenden 
Gebühren erhoben. 
d) Erweiſen ſich Fäſſer als undicht, ſo ſind ſie unter Erhebung der vollen Gebühren zurückzugeben. 
IV. Hohlmaße und Meßwerkzeuge für trockne Gegenſtände. 
ö f A. Zylindriſche Maße. | 
von 0.5 Liter und weniger EEE . 0.10 Gulden 
. AA ĩͤ KST S 0380 „ 
7 c BERN, DEN 2 0.40 „ 
en / / N 0.50 „ 
von 10 ſowie 20 Liter und ½ Hektoltteee eee 9889 
5 C ee a A Re RE, BE ER 135525 
\ ne a tn 2 a EL RE E  ER e 12 
B. Kaſtenmaße, Löſch⸗ und Ladegefäße, Förderwaagen und Fördergefäße, 
1 Rahmen- oder Auffegmaße, Kumtmaße. 
8 f.. ĩ˙ VV. ß ĩ˙ůA v 0.60 Gulden 
b) Löſch⸗ und Sabegefähe von 2 Hektoliter und weniger 8 


JJ. v T Er ee RER 3 
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c) Förderwaagen und Fördergefäße von 2 Hektoliter und 222 1.— Gulden 
JCCCCCCCCCVVVVVCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCC 1 
Rahmen oder Auſſetzna e ni . 1.— „ 
E e) Kumtmaße von 2 Kubikmeter und weniger S — 
* JJ ĩ yy dd 8 
Be C. Meßrahmen für Brennholz \ 
Ei für jeden Mebrahmen u u ad ri ein 0 
. V. Gewichte. 
. A. Handelsgewichte. e 
Be von 20. Gramm und meniget.. rare Fr n, 
u, von 50 Gramm bis 250 Gramm ee 030: 154 
8 von 500 Gramm bis 2. Kilogra²ů ů „mmm 6 
2 von 5 und 10 Rilograoſmmmmm RER 0.50 „ 
5 von 20 Kilogramm Seen TC FE 1. — „ 


von 50 KNüogra mm 1.25 
Bei Neueichungen werden noch 100% Zuſchlag zu vorſtehenden Sätzen für Material e 
B. Präziſtonsgewichte. 


r ¶⁰qy 0.30 Gulden 
von 50 Gramm bis 250 Gramm N 0.40 = 
von 500 Gramm bis 2 Kilogramm a 9 
von 5. und 10 Kilogramm e 
von 0 Kilogramf m 225 =, 
1.1. ͤ l ee ee er 1.50 
Bei Neueichungen werden noch 100 % g ln zu vorſtehenden Sätzen für Material erhoben. 
i C. Goldmünzgewichte. x 
Für jedes Goldmünzgewiht - » -» nennen 0.40 Gulden 
- VI. Waagen. g 
A. Handelswaagen. 
Waagen für eine größte zuläſſige Laſt 
von 500 Gramm und weniger n en 0.40 Gulden 
von mehr als 500 g bis 5 Kg 2 0.60 
5 RN 8 
n e ee „ 1. — „ 
ER Be a ae Ele er ee 125: -- , 
F777 ˙²¾ ð . ̃ ² G 1880 „ | 
„ M [ OA 250 „ 
e a e , 8.— „ 
* h r r a et 3.50 „ 
„ „ e , ar 450 „ 
„„ 00G TE 
5 o 0 a ee 5.40 „ 
„„ .f. ²˙ů ee men v3 6.— 
ohne Benuzung mit Benutzung | 
einer Gewichtsgerätſchaft 
Waagen von mehr als 3 000 kg bis 5 000 Kg... 8.50 Gulden 3.50 Gulden 
3 o 8.— u 


„ „ „ „ d 1 e 8.50 „ 


ohne Benutzung mit Benutzung 
einer Gewichtsgerätſchaft 


Waagen von mehr als 9 000 kg bis 11 000 kg. . . 16.— Gulden 9.50 Gulden 

r ee. Ce. 13.50 „ 

ee 2 

„ BE; 34.50 „ 8 

PU V Be 

FFT. ᷣ ͤ 88 — „ 

77 EL En W 

. „ „„ „ RE , Er, W 

ö u 0 RO Be 5, Bu 

„ „ „ „ 0 000 e 5 

„„ „ „ ER Ad 2 ET, One 

„ TER Fe 

„ en, Ar eee ge „ 

EEE 101.000, TB er = 

a ER. 1000 5 et; 108 — „ 

4 „ 111000 „ für jede volle oder 

angefangene Stufe von 10 000 Eg wehr 15. — 10.— 


Die ermäßigten Gebühren werden erhoben, wenn ein Gewichtswagen, ein Hebelapparat oder 


} dergl. im Mindeſtbetrage von ¼ der Tragkraft der Waage geſtellt wird, und mindeſtens ein Zehntel der 


Tragkraft der Waage in Normallaſt zur Verfügung ſteht. 
B. Waagen für beſondere Zwecke. 
I. Präziſionswaagen. 
Waagen für eine größere zuläſſige Laſt 


„ ˙AA A BE 0.75 Gulden 
Wr d ũ ́ↄ˙Il 10 

5 von mehr als 5 kg bis 20 ggg. 3 2.— „ 
CPT... ²˙—˙(tw * 2.50 „ 


II. Selbſttätige Waage n. 


> 1. Selbſttätige Balkenwaagen. N 

Waagen mit einem Füllungsgewicht von weniger als 8 K Rg 7.50 Gulden 

dog dn e e sr. 1050 „ 

wehr als 1 0 een 15.— „ 

PPV 16.50 „ 

))))ͤͤ ĩðu an. aa. = 4% 

EEE en 2250 „ 

R 565 25.50 „ 

eg: e irre 28.50 „ 

„ ER 32.— „ 

e ee e e ee 35.— „ 

; 2 EN ri BD re Arc air 38.50 „ 

„ 450 „ „ FCC 41.— „ 

größere für jede volle oder angefangene Stufe von 100 kg mehr a 3.— „ 


: 2. Selbſttägige Laufgewichtswaagen. 
Für die Prüfung der Waagen nach Ausſchaltung der ſelbſttätigen Laufgewichtseinrichtung find 
unter VI. A. für Handelswaagen gleicher Tragfähigkeit vorgeſchriebenen Gebühren zu berechnen. 


% 
7 
16 
Der‘ 
* 


ee a = 2 te > Be = 2 
11 >» 
Für die Prüfung der ſelbſttätigen Laufgewichtseinrichtung find in Anſatz zu bringen bei 
Waagen für eine größte zuläſſige Laſt 
von 3000 kg und wenige 7.50 Gulden 

1 a von mehr als 3000 kg bis 11000 ikke. 15. — „ 
Ben. Bo mehr als 11000 K DB SL0N0 Ep a ae ei ee 9— „ 
* von mehr als 31000byaꝓguyꝓ᷑T 2.2 25.— „ 
Br & III. Waagen für Reiſegepäck und Stückgüter im Verkehr der Eiſenbahn, 

m. ſowie Waagen für Poſtpäckereien ohne angegebenen Wert. 

Sa Waagen für eine größte zuläſſige Laft 

Be ne // ER I RE 1.90 Gulden 
ER von mehr als 250 kg bis 750 Kg. „6b 4J— „ 
Be von mehr als 750 RE ne a EEE TEEN IE ae N 5.— ae 
TS VII. Aräometer. 

. Aräometer, die vorſchriftsmäßig an mindeſtens 5 Punkten der Aräometerſkale geprüft werden: 
ie = eren! RETTET RR 2.50 Gulden 
Br Arliometer ohne Thermometer er 1.50 4 
Be; Aräometer, die vorſchriftsmäßig an nicht mehr als 3 Punkten der Aräometerſkale geprüft werden: 
Ber CHBENTORER OBER ER EU EEE EIERN 1.90 Gulden 
a Araͤometer ohne Thermometer er te 0.90 Gulden 


VII. Gasmeſſer (naſſe und trockene). 
1. Bei einem Betrage des größten Gasvolumens, welches der Gasmeſſer in der Stunde durch⸗ 
zulaſſen beſtimmt iſt 
naſſe trockene 
Gulden Gulden 


5 von 08 cbm und weniger.. 100 f 

von mehr als 0.3 ebm bis 0.5 bb m 1.90 2.90 
von mehr als 0.5 ebm bis 1 cbm 2.50 4.— 
von mehr am Lehm bis 2. 4.— 5.— 
von mehr als 2 ebm bis 3 chm A 5.— 7.50 
von mehr als g ehm bis Gehm: :%..04:7. 6.— 9.— 
von mehr als 6 ebm bis 9 ebcõů imnmnmnmnmm um en 7.50 11.— 
von mehr als 9 obm bis 15 bbhůũ mm 10.— 15.— 
von mehr als 15 cbm bis 30 bpuiuůuůunjujujujjj 2202000. 12.50 20.— 
von mehr als 30 cbm bis 45 ebkTů mn 15.— 23.— 
von mehr als 45 ebm bis 90 bm . 20.— 30.— 
von mehr als 90 ebm bis 150 eb õ enũʒeeꝶ ee 27.— 40.— 
von mehr als 150 ebm bis 300 bbõ᷑ů M̃ e 45.— 67.— 


und für jede weitere, volle oder angefangene Stufe von 100 ebm je 12. 50 Gulden bezw. 

- 20 Gulden mehr. 

2. Bei naſſen und trockenen Gasmeſſern mit Wechſelzählwerk erhöhen ſich die Gebühren für 
Prüfung und Stempelung auf den doppelten Betrag der vorſtehenden Sätze zu Nr. 1. 

3. Erweiſt fi) ein Gasmeſſer ſchon bei der Vorprüfung als undicht, jo ui die Rückgabe 

unter Anſetzung der Hälfte der vorſtehenden Gebühren unter 1 und 2. 

4. Gelangt das abnehmbare Zählwerk eines Stationsgasmeſſers ohne dieſen zur Prüfung, ſo 
iſt eine Gebühr von 1.25 Gulden, falls eine gie ge eine Da von 2 Gulden 
zu erheben. | 


3 Sa == 2 A e r 


* —— 
N. 


82 116 


75 5 Gelreidepr ober 
Für Dieren ee re 0 ... 3.— Gulden 
Für e . u EEE 6.— „ 
Für 0 Sers dd 8 65.— 
Dieſe Gebühren werden lediglich erhoben für die e Prüfung einſchließlich der 
Nachmeſſungen und der Kontrolle des Einſpielens der leeren Waagen, ſowie für die Prüfung 
der Genauigkeit der Angaben und für die Prüfung des Maßes. 
Zu den vorſtehenden Sätzen treten noch die Gebühren für die Eichung der Gewichte 
(V. A. und V. B.) und für die Eichung der Waage VI. B. 1). 
2. Für die Prüfung einer Waagſchale nebſt Meſſingplatte als Erſatzteile 8 0.40 Gulden 
X. Meßwerkzeuge für wiſſenſchaftliche und techniſche Unterſuchungen. 
A. Meßwerkzeuge für chemiſche und phyſikaliſche Unterfusfungen, 
I. Meßwerkzeuge 8 e H 
a) Vollpipetten jeder Art bis 250 cbm . ... - eher ee 0.50 Gulden 2 > 
eee RE RE RE RE I 2 - 
1 b) andere Meßwerkzeuge mit einer Marke bis zu 2000 bem +. 0.50 „ . 
1 ee Be sm ELLE TE SER 9.70. zu a 
c) Meßwerkzeuge mit 2 Marken bis 2000 bag 0.70 7 5 
a a a ee a ee ee ee L— , 23 
d) Pyknometer mit Wammeerr:r: EEE ren 180° 5 m 
7 ... ̃ĩͤ c enter lbs 4 r Br 
e) jede Hilfsteilung befonders ..  - m + un nei 0.90: 5 Be 
II. Meß werkzeuge mit Einteilung. S un. 
In jeder Größe außer Butyrometer. . . 2: 2 222er 88 N f 
— ß ĩ˙ꝓ ,, p f.. a ĩ .. BAUT 


B. Meßwerkzeuge für chemiſche und phyſikaliſche Gasbeſtimmungen. 
Für Geräte, die Meßwerkzeuge für chemiſche und phyſikaliſche wee entſprechen, ſind 


die Gebühren für dieſe zu entrichten FE = 
FR le RE BR EN EEE EIER 1.25 Gulden Br 

außerdem werden für jedes Meßwerkzeug als Abfertigungsgebühr erhoben . . 0.10 „ Br 

8 2. 3 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 5 = 

Danzig, den 29. Oftober 1923. 2a 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. . 2 

Sahm. Dr. Frank. En 

9 6 — 1 2 7 
Anordnung ne 

betreffend die Nacheichungs⸗ und Berichtigungsgebühren. Vom 29. 10. 1923. 2 

Artikel 1. SE 

Erfolgt die Prüfung zum Zwecke der Nacheichung an einer ſtändigen oder unftändigen Amts⸗ "ya 


itelle, jo betragen die Gebühren 1 
1. für die Nacheichung aller Meß⸗ und Wiegegeräte ebenſoviel wie bei der Neueichung, 5 
2. wenn dem Meßgeräte ſchon nach äußerlicher Beſichtigung die Verkehrsfähigkeit entzogen wird, 

die Hälfte der für die Neueichung feſtgeſetzten Gebühren. 
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Artikel 2. 
Erfolgt die a zum Zwecke der Nacheichung außerhalb einer Amtsſtelle und 
1. am Sitze eines Eichamtes oder einer Eichnebenſtelle bei einem hierfür feſtgeſetzten Rund⸗ 
gang oder 
2. bei einer allgemeinen Re Rundreiſe innerhalb des der Nacheichitelle zugewieſenen 
| Bezirks und der für dieſen beſtimmten Reiſezeit, , 

ſo werden die in Artikel 1 feſtgeſetzten Gebühren erhoben und außerdem ein Zuſchlag von 1,25 Gulden, 
der für jeden beanſpruchten Beamten für jeden angefangenen Tag und von jedem Antragſteller zu ent⸗ 
richten iſt. Der Zuſchlag iſt auch zu entrichten, wenn die in § 1 Erſter Abſchnitt Ziffer 4 der Eich⸗ 
gebührenordnung erwähnten Vorausſetzungen vorliegen und erhöht ſich auf 2,50 Gulden, wenn die Ge⸗ 
ſamtgebühren mehr als 1,25 Gulden betragen. 


Artikel 3. 


Treffen die in Artikel 2 bezeichneten Vorausſetzungen nicht zu, ſo werden bei Prüfungen außer ⸗ 
halb der Amtsſtelle die in der Eichgebührenordnung feſtgeſetzten Gebühren erhoben; die Vorſchriften im 
$ 1 Erſter Abſchnitt Ziffer 1 und 4 a. a. O. finden Anwendung. Dasſelbe iſt der Fall bei Prüfungen 
von Meßgeräten einzelner Antragſteller, für die beſondere Rundreiſen z. B. zwecks Nacheichung der 
Apothekengeräte e werden. 
Artikel 4. 


Die Vorſchriften der Eichgebührenordnung im 8 1 Erſter Abſchnitt Ziffer 1 und 2, 3, 5 und 6 


N ſowie in $ 2 finden auch bei der Nacheichung Anwendung. 


Danzig, den 29. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


577 Verordnung 
betreffend die Gebühren der Kataſterverwaltung. Vom 29. 10. 1923. 


Auf Grund von 8 9 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 
20. 10. 1923 (Geſetzbl. Seite 1067) wird folgendes verordnet: 


Ä 8 1. 
Die Grundgebühren der Kataſtergebührenord nung werden wie folgt feſtgeſetzt: 
Wründ gebührt 1 a 2,0 Gulden 
1 EE 1 7. 
; HR BREITE ar 
5 N 20 
8 „ . 45 „ 
„ MBA „ 
„ WMW. nn ee 2,5 „ 
8 2. 


Die ſe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 29. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Ing. Leske. 


578 


betr. Gebühren für behürdliche Maßnahmen im graftfahrzengberlehr. Vom 26. 10. 1923. 


Unter Aufhebung der im Staatsanzeiger für 1923 auf Seite 554 veröffentlichten Verordnung 
vom 29. Auguſt 1923 werden die für behördliche Maßnahmen im Kraftfahrzeugverkehr zu erhebenden 
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Verordnung 


Gebühren wie folgt anderweit feſtgeſetzt: 


1. 
2. 
3. 


4. 


18. 


Erteilung einer Typenbeſcheinigunnn g 
Anderung einer Typenbeſcheiniguniuninunununiune ggg. 
Erteilung einer Zulaſſungsbeſcheinigung einſchl. Eintragung in die Liſte 
und Zuteilung des Kennzeicherenssm . 
Erneuerung einer Zulaſſungsbeſcheinigung bei Beſitzwechſel pp. . . - 


Neuausfertigung einer Zulaſſungsbeſcheinigung für eine verlorengegan⸗ 


gene — daneben die Koſten der Bekanntmachung im 5 — 


Vorläufige Zulaſſungsbeſcheinig uns 
„Berichtigung einer Zulaſſungsbeſcheinigung auf Grund des 8 6, Abſ. 3 


Satz 1 der Verordnung vom 3. 2. 1910 Geichegeſ. Bl. S. 389) 


E Ertein hies Füßrerſch eins?? ee 
. Neuausfertigung eines Führerſcheines für einen 5 


— daneben die Koſten der Bekanntmachung im Staatsanzeiger — 


. Erweiterung eines Führerſcheins auf eine andere Hlafe ..... . 
Ain // RT 
. Erteilung eines Fahrlehrerſchein ss 
Erteilung der Erlaubnis zur Mitführung eines Anhängers, ſofern 


hierfür nicht allgemeine Erlaubnis erteilt iſ e.. 


Erteilung der Erlaubnis zur Mitführung eines weiteren Anhängers. 
. Befreiung von den für das 1 eines Anhängers feſtgeſetzten 


Bedingungen 


r r 


. Erteilung einer Zulaſſungsbeſcheinigung für Probefahrten nach Muſter 7 


der Verordnung vom 3. Februar 191•u 2. 22220. 


Erteilung einer Zulaſſungsbeſchetnigung für Probefahrten nach 


JI. TIEREN ARE NETT TER 
Erteilung der Ermächtigung zur Überführung eines Kraftfahrzeuges 


baum oder n land.... 8 3 


Die nach Ziffer 13 und 14 zu erhebenden Gebühren ſtehen, ſoweit die ortspolizeilichen Befug⸗ 
niſſe von einer kommunalen Verwaltung wahrgenommen werden, dieſer im übrigen der Staatskaſſe zu. 


Vorſtehende Verordnung tritt von ſogleich in Kraft. 


Danzig, den 26. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm, Dr. Volkmann. 


10 Gulden 
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579 Verordnung 


zur Anderung der Poſtſcheckordnung. Vom 31. 10. 1923. 
Auf Grund der Artikel 39 und 115 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig, des 
§ 10 des Poſtſcheckgeſetzes und des § 9 des Geſetzes über die wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig | 
vom 20. Oktober 1923 wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 (Geſetzbl. S. 53 ff.) mit ſofortiger 
Wirkung wie folgt geändert: 
Die der Poſtſcheckordnung auf Grund der Verordnung vom 31. Auguſt 1923 als Anlage bei⸗ | 
gefügte Überſicht über die Gebühren der Poſtſcheckordnung wird durch nachſtehenden Neudruck erſetzt. 


Danzig, den 31. Oktober 1923. 
2 Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Frank. 
überſicht über die Gebühren der Poſtſcheckordnung. 
; Gefuhr 
Poſtſcheck⸗ 
Nr. Gegenſtand N | 899 5 Danziger 
; Pfennigen 


| 
2. XII | 


1 ee für die ſchriftliche Beſtätigung über die Höhe des Konto⸗ BETTY: 
GE . 
2 | Gebühr für das Ausſtellen eines Doppels zum Einlieferungsſchein 
EN ee 1 EN ee EEE RER N 20 
3 | Gebühr für das Ausfertigen des Zahlkarten- und des beſonderen 3, IV, Ziffer 3 
Benachrichtigungstelegramms o ER i 20 
4a) Gebühr für die unmittelbare ſchriftliche Benachrichtigung des IV, letzter | 
Empfängers einer ÜUberweiſunnn gg 0 15 5 2 En Unttabſat 20 
b) Gebühr für das Ausfertigen des Telegramms bei telegraphiſcher | 7, IV, letzter 
Benachrichtigung wegen Aberwelfung . A . Unterabſatz 20 a 
5 Gebühr für die Rückforderung einer Überweiſ ung 7, VII, letzter 10 i 
a en 1 a 
6 Gebühr für deckungsloſe Überweiſungen PERL FRE 7, 20 
Unkrobſaz r 
7a) Gebühr für das Ausfertigen des Überweiſungstelegramms und | 8, VI, 
des beſonderen Benachrichtigungstele gramm Ziffer 2 und 4 20 
b) Gebühr für die unmittelbare ſchriftliche ee des 8, VI, Ziffer 3 
e - 5 Bulfieliterupfängeih ne aan: oe a) s00n energie Tape 20 
8 Gebühr für die Rückforderung eines Schecks 9, IV, 10 
1 5 f 5 5 a Unterabſatz 3 
9 Gebühr für deckungsloſe Scheck ö 9, IV, 20 N 
en 1 5 a 0 Unterabſatz 4 7 
10 | Zuſchlaggebühr für eine poſtlagernde Zahlungsamweifung . . . . . 9, VIII, 5 
£ Unterabſatz 3 
11 Gebühr für das Ausftellen eines Doppels einer Zahlungsanweiſung 9, IX 20 
12 | Gebühr für das Ausfertigen des Telegramms bei telegraphiſchen 9, X 
Zahlungen dd 20 
13 J Gebühr für Lauſſchreiben wegen Sendungen des Poſtſcheckverkehrs 10, III 40 


. 
0 
N 
u. 
— 


r 
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; Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. Vom 31. 10. 1923. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 50 
des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) 
wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277 ff.) mit ſofortiger Wirkung wie 


folgt geändert: 


Die der Poſtordnung anliegende Überſicht über die poſtordnungsmäßigen Gebühren iſt durch den 
anliegenden Neudruck zu erſetzen. 


JJC! .. ... K EEE 
Nr. Gegenſtand Poſtordnung 
8 
1 Blindenſchriftſendungen bis zum Meiſtgewicht von 5 kg 7, XIII 
2 Gebühr für außergewöhnliche Zeitungsbeilagen für je 25 g 7, XV 
3 Gebühr für die e über die Einlieferung eines 12, V 
„ Bntels =... see eg 
4 | Einfehreibgebührt . . . . . e 13, IV 
5 Poſtauftragsgebühren ? 18, XV], 
„ AEG FE Ziffer 2 
Gebühr für das Verlangen der isieberhaltin Vorzeigung | 18, XVI, 
eines Poflauftragdiz .; „ai mei Ziffer 3 
ee ‚für jede Bar ngenen 50 RN 18, XVI, 
Gulden des eingezogenen Betrags iffer 4 
Poſtproteſtgebühr bei 9 ofkproteftauftehgen > BEER 8 ih Ay 
iffer 6a 
6 Nachnahmegebühren 5 : 
orzeigegebühr FFT 19, XI, Zier 2 
Gebühr für das Verlangen der wiederholten Vorzeigung 19, XI, Ziffer 3 
einer Nachnahmeſendunn g 


Danzig, den 31. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 
Ueberſicht 
über die poſtordnungsmäßigen Gebühren. 


Einziehungsgebühr für jede ana 50 Danziger 19, XI, Ziffer 4 


ulden des eingezogenen ie = 8 


7 Gebühr für die Ausfertigun eu ches Überweiſungstelegramms | 20, XIV, 


bei telegraphiſchen e 1 Ziffer 3 
8 Poſtkreditbriefgebühren Auszahlungsgebühr für jede an⸗ 217 V 
gefangenen 100 Danziger Gulden Ziffer 2 
9 Ef ere bei Vorauszahlung durch den Abſender] 22, VA 
für jede Briefſendung 0 
im Ortszuſtell bezirk... 
im Landzuſtellbezirrri 55 


2. für Pakete ee der deten 


im Ortszuſte 
im Linster 2Lͤ(i 


FF N 


4 


Gebühr in 
Danziger 
Pfennigen 


5 


Anmer⸗ 
kungen 


3 3 N e | 
5 Gebühr in . 
. Nr. Gegen fa nd Danziger 2 5 
. N Gulden 9 
3 Gebühr für Brieſſendungen, die mit anderen Eifendungen 22, VB * 
1 an denſelben Empfänger 8 werden 1 20 
SR 10 | Gebühr für n 23, IV 
3 für. den Kalendermonate f 2400 
= a Die oe a 800 
* 11 | Gebühr für Zeitungs⸗Bahnho brief e, monatlich für das 23, VI 
* I N Arsen cheinen eue gleitung 
Br cks ſowie für jedes weitere tägliche Erſcheinen 1 
r Minde ens? eier seen 10 
3 2 ür Zeitungs⸗Bahnhofsbriefe, die für die zweite Hälfte 
3 des Monats 2 5 5 5 abel ie) verſandt 3 
Be wird nur die Hälfte der Gebühr erhoben. 
Bi 12 | Gebühr für förmliche Zuſtellnnnnnn n 25, VII, 40 
E 5 Ziffer 2 
. 13 | Rückſcheingebühr, falls bei der Einlieferung verlangt . . 26, II 40 
8 falls nachträglich verlangJ ee 6, IN 80 
2 14 | Nebengebühr 105 die Einlieferung von Sendungen durch 29, I 
Br Straßenbahnbrieflaften - -» :- > 22:00. 20 
A 15 | Einfammlungsgebühren für die von eee 29, IV 
7 eingeſammelten Pakete 20 
. für die von Landzuſtellern eingeſammelten Einſchreib⸗ 29, VII 
. briefſendungen, Poſtanweiſungen und Wertbriefe . 10 
* für Pakete bis 2½ kg einſchlllk. 29, VII 20 
* für ſchwerere Palette e 29, VII 60 
. 16 Gebühr für die Einlieferung von Einfäweinfendungen ufw. | 30, VIII 
außerhalb der Poſtſchalterſtunden 40 
1 17 Ausfertigungsgebühr für Auſſchriftänderung oder Zurück“ 33, VI, | 
3 ziehung von PoſtſendungeenNn˖nn Ziffer 3 20 
En 18 zen für die Rückgabe noch nicht abgegangener Sen⸗ 33, VII = 
. ER 
19 | Gebühr für die au rückziehung einer Zeitungsbeſtellung, 33, X u. XI 
wenn die Beſtellung an den Verleger weitergegeben it 10 
ſenſ t fie er eeeee g 3 
20 Gebühr für das Umſchreiben einer ihn d auf den Namen | 33, XII 
eines andern als des urſprünglich eziehetrns 10 
21 Paketzuſtellgebühr 36, IV 
4 für Palete 15 BREI. e ee ee 30 
für Pakete über 2½ ng. 60 
22 Gebühr für die Beförderung verſchloſſener Taſchen, monatlich 36, VI 100 
23 Zeitungszuſtellgeld 36, VII 
a) bei monatlich einmaligem oder ſeltenerem Er- 13 
THEIR a N rn a a 8 3 
b) bei wöchentlich einmaligem oder ſeltenerem (28 
Erſchen en ER 6 
o) für jede weitere Ausgabe in der Woche. J 6 


Gebühr in 
Danziger 
Gulden 


Zuſtellgeld für Sammelüberweifungen von Zeitſchriften 
d) bei monatlich einmaligem oder ſeltenerem für jedes 


— ͤ — — 1 
e) bei häufigerem Erſcheinen dete Stück 2 
24 Behandlungsgebühr für Poſtvollmachteen 88, HI . 0 
25 Zuſchlaggebühr für jede poftlagernde Sendung 40, III 5 
26 Schreibgebühr für Ausſtellung von Poſtausweiskarten 40, V 100 
Boftlagerlarten .. u „ui al 40, VI 50 
27 | Gebühr für die Nachfrage nach poftlagernden Sendungen 
außerhalb der Poſtſchalterſtundtttnn 40, VII 20 
28 | Baketlagergebühr, tägliie˖hh he 2 41, I 5 
29 | Behandlungsgebühr für Abholungs erklärungen 42, I 20 
30 | Behandlungsgebühr für beſondere Abkommen wegen Prü- 42, II 
fung der Empfangsberechtigung des Abholers 20 
31 | Poſtausgabegebühr für gewöhnliche Abholung, monatlich 42, V 50 
32 | Erhöhte Poſtausgabegebühr beim Beſtehen eines Ab- 42, V 
kommens wegen Prüfung der Empfangsberechtigung 
des Abholenden, monatlichchch e 200 4 
33 Schließfachgebühr 25 42, VI bra 
a) für ein gewöhnliches Schließfach, monatlich. 400 211.104 
an, e 
b) für ein größeres Schließfach, monatlich 600 n 
34 Zeitungsüberweiſungsgebühr im Orts⸗ und Fernverkehr 44, VI 100 
35 | Gebühr für die Unzuſtellbarkeitsmeldunnnnn e 45, IV 40 
C T sen er 47, I. 40 
37 [Gebühr für die Ausfertigung von Doppeln zu Poſt⸗ 47, III 
einlieferungsſcheinen, zu Beſcheinigungen über Zeitungs⸗ 
geld und zu vom Empfänger verlorenen Poſtanweiſungen 
ſowie für die Ausfertigung von Beſcheinigungen über 
gezahlte Erſatzbe träge 3 20 
38 | Gebühr für die Nachlieferung von Zeitungen 48 20 
39 | Stundungsgebühr, monatlich für jeden vollen oder an⸗ 50, VI 
gebrochenen Danziger Guldn nes 5 


Mindeſtgebühr, monatlich 5 5 100 


mo 
Verordnung 
über Wochenhilfe, Familienhilfe und Wochenfürſorge. Vom 26. 10. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 20. Oktober 
1923 (Geſetzbl. S. u wird folgendes verordnet: 


Artikel 1. 
2 8 1 2 
Br; Der $195 a Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut des Geſetzes vom 5. Oktober 
* 1922 (Geſetzbl. S. 453) und des Geſetzes vom 24. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 911) erhält folgende Faſſung: 
Ben Weibliche Verſicherte, die in den letzten drei Jahren vor der Niederkunft mindeſtens 
* zehn Monate hindurch, im letzten Jahre vor der Niederkunft aber mindeſtens ſechs Monate 


hindurch, auf Grund der Reichsverſicherung oder bei einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe gegen 

Krankheit verſichert geweſen find, erhalten als Wochenhilfe 
1. ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden 

erforderlich wird, 5 

Be 2. einen einmaligen Beitrag zu den ſonſtigen Koſten der Entbindung und bei Schwanger- 

en: ſchaftsbeſchwerden in Höhe von fünfzehn Gulden; findet eine Entbindung nicht jtatt, 
3 jo find als Beitrag zu den Koſten bei Schwangerſchaftsbeſchwerden fünf Gulden zu zahlen, 

En 3. ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes, jedoch mindeſtens vierzig Pfennige täglich, 

SE für vier Wochen vor und ſechs zuſammenhängende Wochen unmittelbar nach der Nieder- 
1 kunft. Das Wochengeld für die erften vier Wochen iſt ſpäteſtens mit dem Tage der 
Entbindung fällig, 

4. ſolange fie ihre Neugeborenen ſtillen, ein Stillgeld in Höhe des halben Krankengeldes, 
jedoch mindeſtens zwanzig Pfennige täglich, bis zum Ablauf der zwölften Woche nach 
der Niederkunft. Der Vorſtand kann einen Höchſtbetrag für das tägliche Stillgeld 


feſtſetzen. 
8 2. 


Der § 195 e der Reichsverſicherungsoronung in dem Wortlaut des Geſetzes vom 5. Oktober 1922 
e S. 453) erhält folgende Faſſung: 

Der Vorſtand der Krankenkaſſe kann, ſoweit keine Anordnung nach $ 195 d getroffen 
iſt, allgemein beſchließen, bei der Entbindung und bei Schwangerſchaftsbeſchwerden freie 
Hebammenhilfe und freie Arznei zu gewähren; in dieſem Falle ermäßigt ſich die bare Beihilfe 
au die Wöchnerin nach § 195 a Abſ. 1 Nr. 2 auf ſechs Gulden; findet keine Entbindung 
ſtatt, ſo iſt keine Beihilfe zu zahlen. 

Bei Erſatzforderungen der Kaſſe und gegen die Kaſſe gilt als Wert der Sachleiſtung 
nach Abſ. 1 der Betrag von neun Gulden. 

8 3. 
Der $ 195 d der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut des Geſetzes vom 5. Oktober 1922 
(Geſetzbl. S. 453) erhält folgende Faſſung: 

Wo nach Geſetz eine öffentlich-rechtliche Körperſchaft den Hebammen die Gebühren aus— 
zahlt oder ein beſtimmtes Mindeſteinkommen gewährleiſtet, kann zugleich angeordnet werden, 
daß die Krankenkaſſe einen Teil des einmaligen Beitrags nach § 195 a Abſ. 1 Nr. 2 bis zur 
Höhe von neun Gulden an die Körperſchaft ſtatt an die Wöchnerin zu zahlen hat. Dieſer 
Betrag muß der Wöchnerin auf die Gebühr angerechnet werden, die ſie ſelbſt für die Hebammen⸗ 
hilfe zu zahlen hat. 4 

Der § 197 Abſ. 1 Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung in dem ee des Geſetzes vom 
5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 453) erhält folgende Faſſung: 


Dabei gilt als Wert der Sachleiſtung nach $ 195 a Abſ. 1 Nr. 1 der Betrag von 
fünfzehn Gulden; der Senat kann im 3 Bedürfniſſes dieſen Betrag allgemein 
anderweit feſtſetzen. 5 5 
Der § 205 a Abſ. 3 der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut des Geſetzes vom 
5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 453) erhält folgende Faſſung: 
Als Wochenhilf e werden die im $ 195 a bezeichneten 3 gewährt. 
8 6. 
Der § 370 Abſ. 1 Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut des Geſetzes vom 
5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 453) erhält folgende Faſſung: i 5 
Wird bei der Entbindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden ärztliche Behandlung 
erforderlich (§S 195 a Abſ. 1 Nr. 1), jo kann die Krankenkaſſe in den vorſtehend bezeichneten 
Fällen der Wöchnerin ſtatt der Sachleiſtung eine bare Beihilfe bis zum Betrag von fünfzehn 
Gulden gewähren. 
Artikel 2. 


Die Artikel II, III, IV, VI, VO, VIII im Abſchnitt B des Geſetzes über Wochenhilſe, Familien⸗ 8 
hilfe und Wochenfürſorge vom 5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 453) erhalten folgende Faſſung: \ 


Artikel II. 

Sofern nicht Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß eine Beihilfe nicht benötigt wird, 
gilt eine Wöchnerin als minderbemittelt, wenn ihr und ihres Ehemannes ſteuerpflichtiges 
Geſamteinkommen oder, ſofern ſie allein ſteht, ihr eigenes ſteuerpflichtiges Einkommen den 
Jahresbetrag von ſechshundert Gulden nicht überſteigt. Dieſer Betrag erhöht ſich für 
jedes ſchon vorhandene Kind unter fünfzehn Jahren um eee Gulden. 

Artikel III. 

Als Wochenfürſorge wird gewährt: 

1. ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung oder bei Schwangerſchafts⸗ 

en erforderlich wird, 
. ein einmaliger Beitrag zu den ſonſtigen Koſten der Entbindung und bei Schwanger⸗ 
ſchaſtsbeſchwerden in Höhe von fünfzehn Gulden; findet eine Entbindung nicht 
ſtatt, ſo ſind als Beitrag zu den Koſten bei Schwangerſchaftsbeſchwerden fünf 
Gulden zu zahlen, 

3. ein Wochengeld in Höhe von vierzig Pfennig täglich für zehn Wochen, von denen 
mindeſtens ſechs in die Zeit nach der Niederkunft fallen müſſen. Das Wochen⸗ 
geld für die erſten vier Wochen iſt ſpäteſtens mit dem Tage der Entbindung 

0 fällig; die Wochen nach der Niederkunft müſſen zuſammenhängen, 

4. ſolange die Wöchnerin das Kind ſtillt, ein Stillgeld in Höhe von zwanzig Pfennig 
täglich bis zum Ablauf der zwölften Woche nach der Niederkunft. 

Stirbt die Wöchnerin bei der Entbindung oder während der Unterſtützungsberechtigung, 
jo werden die noch verbleibenden Beträge an Wochen- und Stillgeld bis zum Ende der 
Bezugszeit an denjenigen gezahlt, der für den Unterhalt des Kindes ſorgt. 

Artikel IV. 

Wo nach Geſetz eine öffentlich- rechtliche Körperſchaft den Hebammen die Gebühren 
auszahlt oder ein beſtimmtes Mindeſteinkommen gewährleiſtet, kann zugleich angeordnet 
werden, daß ein Teil des einmaligen Beitrags nach $ 3 Abſ. 1 Nr. 2 bis zur Höhe von 
neun Gulden an die Körperſchaft ſtatt an die Wöchnerin zu zahlen iſt. Dieſe Gebühr muß 
197 auf die Gebühr angerechnet werden, die ſie ſelbſt für die Hebammenhilfe zu 
zahlen hat 


Artikel VI. 
Gewährt eine Krankenkaſſe ihren Mitgliedern nach § 195 e der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung bei der Entbindung und bei Schwangerſchaftsbeſchwerden freie Hebammenhilfe und 
freie Arznei, fo gilt dieſe Beſtimmung auch für die Wöchnerinnen, denen die Krankenkaſſe 
Wochenfürſorge leiſtet; in dieſem Falle ermäßigt ſich die bare Beihilfe an die Wöchnerin 
nach Artikel III Abſ. 1 Nr. 2 auf ſechs Gulden; findet keine Entbindung ſtatt, fo iſt kein 
Beitrag zu zahlen. 
Artikel VII. 

Weigern ſich die Arzte der Krankenkaſſe, die Behandlung bei der Entbindung oder 
bei Schwangerſchaftsbeſchwerden zu den für die Mitglieder oder Familienangehörigen der 
Kaſſe geltenden Bedingungen zu übernehmen oder ſich im Streitfall dem Spruche eines unter 
Mitwirkung von Unparteiiſchen zu gleichen Teilen mit Vertretern der Arzte und der Kranken⸗ 
kaſſe beſetzten Schiedsamts oder Schiedsgerichts zu unterwerfen, jo ermächtigt das Ober— 
verſicherungsamt die Krankenkaſſe auf Antrag, für die Wöchnerin ſtatt dieſer Sachleiſtung 
einen baren Betrag bis zu fünſzehn Gulden zu gewähren. Der Senat kann dieſen Betrag 
allgemein anderweit feſtſetzen. 

Artikel VIII. 

Die Leiſtungen der Kaſſe werden ihr durch den Staat erſtattet. Dabei gilt als Wert 
der Sachleiſtung nach Artikel VI der Betrag von neun Gulden. Die Koſten der Sachleiſtung 
nach Artikel III Abſ. 1 Nr. 1 find der Kaſſe in der ihr nachweislich entſtandenen Höhe zu 
erſetzen. Der Senat kann darüber nähere Beſtimmungen erlaſſen, auch einen Pauſchbetrag 
für dieſe Erſatzleiſtung feſtſetzen. am 

rtikel 3. 


Im Abſchnitt C des Geſetzes über Wochenhilfe, Familienhilfe und Wochenfürſorge vom 5. Oktober 1922 
(Geſetzbl. S. 458) erhält Satz 2 folgende Faſſung: 
Bis dahin erhalten die zum Bezuge der Wochenhilfe und Wochenfürſorge berechtigten 
Perſonen außerdem eine Beihilfe bis zum Betrage von fünfzehn Gulden für Hebammendienſte 
und ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden 
erforderlich werden. ts 
rtikel 4. 


Dieſe Vorſchriften treten mit dem 19. November 1923 in Kraft. 

Für Entbindungsfälle, die vor dem im Abſ. 1 genannten Tage eingetreten find, iſt das 
Wochen⸗ und Stillgeld für den Reſt der Bezugszeit in dem nach den vorſtehenden Vorſchriften erhöhten 
Betrage zu zahlen. 

Wöchnerinnen, die erſt nach den vorſtehenden Beſtimmungen als minderbemittelt zu gelten 
haben, aber vor dem Tage des Inkrafttretens dieſer Vorſchriften entbunden worden find, erhalten von 
dieſem Tage ab das Wochen- und Stillgeld für den Reſt der Bezugszeit. Für Entbindungsfälle, die 
vor dem im Abſ. 1 genannten Tage eingetreten find, iſt das Wochen- und Stillgeld für den Reſt der 
Bezugszeit in dem nach dieſer Verordnung erhöhten Betrage zu zahlen. 

Danzig, den 26. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


